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Betreff

Der Verwaltungsgerichtshof hat durch den Vorsitzenden Senatsprasident Dr. Beck sowie den Hofrat
Mag. Stralegger und die Hofratin Dr. Leonhartsberger als Richter, unter Beiziehung der Schriftflihrerin
MMag. Ortner, uber die Revision des S B in T, vertreten durch Dr. Gerhard Mory, Rechtsanwalt in
5020 Salzburg, Wolf-Dietrich-StraBe 19/5, gegen das Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichts vom
27. Mai 2015, ZI. W192 2107417-1/3E, betreffend eine Angelegenheit nach dem AsylG 2005 (Partei geméaR § 21
Abs. 1 Z 2 VwGG: Bundesamt fiir Fremdenwesen und Asyl), den Beschluss gefasst:

Spruch
Die Revision wird zurlickgewiesen.

Begrindung

Nach Art. 133 Abs. 4 B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision zuldssig, wenn
sie von der Ldsung einer Rechtsfrage abhéngt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das
Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt
oder die zu lésende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht
einheitlich beantwortet wird.

Nach 834 Abs.1VwGG sind Revisionen, die sich wegen Nichtvorliegens der Voraussetzungen des
Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zur Behandlung eignen, ohne weiteres Verfahren in nichtoffentlicher Sitzung mit
Beschluss zuriickzuweisen.

Nach 8§ 34 Abs. 1a VWGG ist der Verwaltungsgerichtshof bei der Beurteilung der Zul&ssigkeit der Revision
geméal Art. 133 Abs. 4 B-VG an den Ausspruch des Verwaltungsgerichtes gemall § 25a Abs. 1 VWGG nicht
gebunden. Die Zuldssigkeit einer auBerordentlichen Revision gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG hat der
Verwaltungsgerichtshof im Rahmen der dafir in der Revision vorgebrachten Grinde (§ 28 Abs. 3 VWGG) zu
Uberprifen.

In der Revision werden keine Rechtsfragen aufgeworfen, denen im Sinne des Art. 133 Abs. 4 B-VG
grundsétzliche Bedeutung zukdme. Eine einzelfallbezogene Beurteilung, ob ein Eingriff nach Art. 8 EMRK
zuléssig oder unzuléssig ist, ist im Allgemeinen -wenn sie auf einer verfahrensrechtlich einwandfreien
Grundlage erfolgte und in vertretbarer Weise im Rahmen der von der Rechtsprechung entwickelten Grundsatze
vorgenommen wurde - nicht revisibel (vgl. das hg. Erkenntnis vom 26. Marz 2015, Ra 2014/22/0210). Dies trifft
auf den vorliegenden Fall zu.

Da auch der Sachverhalt im hier vorliegenden Zulassungsverfahren nicht so mangelhaft ermittelt wurde,
dass ohne Durchfiihrung einer Verhandlung die "Sache" des Revisionswerbers nicht abschlielend erledigt
werden konnte, hatte das Bundesverwaltungsgericht auch nicht unter diesem Aspekt der Beschwerde
stattzugeben (vgl. das hg. Erkenntnis vom 13. November 2014, Ra 2014/18/0025).

Die Revision war somit gemafl § 34 Abs. 1 VWGG wegen Nichtvorliegens der Voraussetzungen des
Art. 133 Abs. 4 B-VG zuriickzuweisen.

Wien, am 17. Juli 2015
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